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Claussen: Das stimmt natürlich. Für Bauträ-
ger und Generalunternehmer, die auf ana-
loge Leistungen fokussiert waren oder sind,
bedeuten die neuen Ansprüche, einen
Bereich zu betreten, den sie so nicht kennen.
Wer mit Verbrauchern Verträge abschließt,
die eigentlich auf analoge Leistungen ausge-
legt sind, aber auch digitale Elemente ent-
sprechend der Warenkaufrichtlinie und
deren Umsetzung in §§ 327a bis u BGB ein-
schließen, sollte sich dessen bewusst sein.

IZ: Sie meinen, die Unternehmen gehen
gegenüber privaten Kunden vertragliche Ver-
pflichtungen ein, ohne sich erstens dessen
bewusst zu sein und von denen sie zweitens
wenig Ahnung haben, weil sie nicht zum ori-
ginären Geschäftsmodell gehör(t)en.
Claussen: Die gelieferten digitalen Produkte
müssen laut Gesetz den subjektiven und den
objektiven Anforderungen entsprechen. Sub-
jektive Anforderungen betreffen dabei vor
allem die vertraglich vereinbarte Beschaffen-
heit. Das Gelieferte hat also dem zu entspre-
chen, was zwischen den Parteien vertraglich

festgelegt ist. Darüber
hinaus, und das ist viel-
fach ein Problem, gibt
es objektive Anforde-
rungen. Sie richten sich

in erster Linie nach der Üblichkeit und der
Verbrauchererwartung. Kriterien sind etwa
Funktionalität, Sicherheit und Kompatibili-
tät. Diese Merkmale müssen objektiv erfüllt
sein, ohne dass es auf den Inhalt irgendeiner
Leistungsbeschreibung ankommt.

IZ: Nehmen wir an, in der Beschreibung
steht, Küche mit smartem Kühlschrank, Ein-
bau einer Zugangskontrolle mit Gesichtser-
kennung. Beides gehört zum Lieferumfang,
kommt rein und fertig. Wo liegt das Problem?
Claussen: Die subjektiven Anforderungen an
das digitale Produkt können in der Bau- und
Leistungsbeschreibung, die bei einem Bau-
oder Bauträgervertrag ohnehin erforderlich
ist, beschrieben und vereinbart werden.
Dabei ist die Herausforderung, das Transpa-
renzgebot einzuhalten. Das Kauderwelsch,
das man vielfach bei IT-Produkten antrifft,
dürfte die Vorgabe, klar und verständlich zu
sein – und zwar auch für Nicht-Techniker –
häufig nicht erfüllen. Ihr Beispiel würde den
Anforderungen nicht genügen. Der Kühl-
schrank müsste präzisiert werden, Modell
4711 der Firma X, sodass er mit seinen Spezi-
fikationen identifizierbar wird. Beim Kon-
trollsystem müsste es heißen, Gerät mit pro-
grammierbarer Erkennung von, sagen wir,
500 Gesichtern. Damit wäre dann die mögli-
che Verbrauchererwartung erfüllt, dass auto-
matisch den Kindern der Familie und
bestimmten anderen Leuten die Tür geöffnet
wird.

Immobilien Zeitung: Die meisten von uns
denken bei derWarenkaufrichtlinie und digi-
talen Produkten sehr wahrscheinlich an On-
line-Shopping. Der Link zu Immobilien wird
kaum jemandem in den Sinn kommen oder?
Lorenz Claussen: Die gesetzliche Regelung
betrifft tatsächlich zunächst digitale Pro-
dukte. Das können Computerprogramme,
Apps oder Nachrichtenportale sein. Die
gehören erst einmal nicht zum Kerngeschäft
von Baufirmen und Bauträgern. Was aber in
diesemBereich stark zunimmt, sind die soge-
nannten Sachenmit digitalen Elementen.Die
gesetzliche Definition dafür ist weit gefasst.
Umfasst ist die Bereitstellung digitaler Inhalte
oder Dienstleistungen, also die Erstellung,
Verarbeitung und Speicherung oder der
Abruf von Daten in digitaler Form durch den
Benutzer. Darunter dürften alle smarten
Geräte der Haustechnik und Haushaltstech-
nik fallen. Damit haben wir die Verbindung
zur Branche:Die Kunden fragen verstärkt sol-
che digitalen Lösungen nach.

IZ:Welche am Bau beteiligten Firmen haben
Sie speziell im Blick?
Claussen: Wer als Bau-
träger oder Generalun-
ternehmer, als Sanitär-
firma oder anderer
Haustechnikwerkbetrieb tätig ist, muss sich
mit der Neuerung beschäftigen. Das gilt
jedenfalls, wenn er Verträge mit Verbrau-
chern abschließt, die nicht ausschließlich
analoge Leistungen umfassen. Aber auch die
Einkaufsverträge sollten kritisch geprüft wer-
den. Unternehmen, die Erdaushub, Rohbau
oder Gerüste anbieten, dürfte die Neurege-
lung eher nicht betreffen.

IZ: Was konkret kann ich mir unter digitale
Elemente in einem Wohnhaus vorstellen?
Claussen: Im Grunde genommen alles, was
digital steuerbar oder über eine App bedien-
bar ist, Daten digital speichert odermit ande-
ren Geräten kommuniziert, insbesonderemit
Handys oder Geräten, deren Programmie-
rung updatefähig ist. Praktische Beispiele
sind Zugangskontrollsysteme, Raumtempe-
ratursteuerung, Brandschutzanlagen, Kom-
munikationssysteme, aber auch Licht- und
Rollladensteuerung. Wenn ich also beispiels-
weise in San Francisco am Flughafen sitze
und mit meinem Handy die Jalousien
zuhause schließe. In hochwertigen Küchen
dürften smarte Geräte bereits zum Standard
gehören. Bauträger nehmen solche Elemente
zunehmend in ihren Leistungskatalog auf.

IZ: Aber das ist doch richtig, weil die Digitali-
sierung voranschreitet und private Bauher-
ren, aber nicht nur sie, sondern auch Mieter
selbstverständlich auch eine zeitgemäße,
zukunftsfähige Immobilie erwarten.

IZ:Undwiewerdendie objek-
tiven Anforderungen erfüllt?
Claussen: Sie sind vertraglich
noch schwieriger in den Griff
zu bekommen. Abweichungen
vom Gesetz sind nach
§ 327h BGBnur wirksam, wenn
der Verbraucher erstens vor
Vertragsschluss eigens davon in
Kenntnis gesetzt wurde und
zweitens die Abweichung imVer-
trag, ich zitiere den Gesetzestext,
„ausdrücklich und gesondert ver-
einbart“ wird. Die Übersendung des
Vertragstextes nebstAnlagen,wie sie bei
beurkundeten Verbraucherverträgen
ohnehin vorgeschrieben ist, dürfte die
Voraussetzung „eigens in Kenntnis
gesetzt“ nicht erfüllen.

IZ: Gibt es denn vertragliche Möglichkei-
ten, mit denen sich dieses Dilemma in
den Bauträgerverträgen wirksam lösen
lässt?
Claussen: Die Informationen sollten in
einem gesonderten Schreiben zusam-
mengefasst werden. Eine gesonderte Ver-
einbarung liegt nur vor, wenn eine vom
übrigen Vertrag getrennte Erklärung des
Verbrauchers abgegeben wird. Bei einem
Bauträgervertrag ist dafür trotzdem keine
zusätzliche Notarurkunde erforderlich.
Ob bereits ein eigener Absatz oder Para-
graf innerhalb der Urkunde ausreicht, ist
nicht ganz sicher. Als Mittelweg könnte
man auf eine Vertragsanlage verweisen.
Sie muss aber verlesen werden und darf
nicht etwa nur in einer Bezugsurkunde ent-
halten sein.

IZ: Apps und Steuerungen sollen ja immer
auf dem aktuellen Stand sein. Wie sieht es
mit Updates aus?
Claussen: Auf die objektiven und subjektiven
Anforderungen kommt die Aktualisierungs-
pflicht obendrauf. Sie betrifft vor allem auch
die Sicherheit. ImMoment dürftenCompu-
terviren in Alarmanlagen oder Zugangs-
kontrollsystemen ein theoretisches Pro-
blem sein. Aber es wäre ein Wunder, wenn
sich nicht auch die Kriminalität mit fort-
schreitender Digitalisierung aller Lebens-
und Technikbereiche weiterentwickelt. Blei-
ben wir beim Türöffnungssystem: Es muss so
ausgelegt sein, dass Updates möglich sind
und das System danach weiterhin funktio-
niert.

IZ: Über wie viele Jahre reden wir denn in
dem Zusammenhang?
Claussen: Die Aktualisierungspflicht
erstreckt sichüber dengesamtenZeitraum, in
dem das betreffende Gerät erwartungsgemäß
genutzt wird.

IZ: Die Gewährleistungsfrist bei Bauträgern
beträgt fünf Jahre. Lichtsteuerung und Hei-
zung leben aber deutlich länger, Heizungen
an die 20 Jahre.
Claussen: Das Gesetz spricht in § 327f BGB
vom maßgeblichen Zeitraum. Das ist ein
unbestimmter Rechtsbegriff. Den wird die
Rechtsprechung im Laufe der Zeit sicherlich
konkretisieren.

IZ: Damit schwebt ein unkalkulierbares Haf-
tungsrisiko über den Firmen. Was raten Sie
ihnen?
Claussen: Man kann versuchen, den
Anwendungsbereich der einschlägigen
gesetzlichen Regelungen zu vermeiden.
Man könnte etwa eine reine Insellösung
für die Heizungssteuerung oder die
Alarmanlage anbieten, die ohne App und
ohne Internetanschluss funktioniert. Der
Auftraggeber oder derNutzer der Immo-
bilie könnte dann bei einem Dritten,
etwa demHersteller des Systems, durch
gesonderten Vertrag zusätzliche
Module oder Leistungen, also digitale
Produkte, dazukaufen, die die instal-
lierten Geräte ertüchtigen oder
zusätzlichen Komfort bieten. Auf
diese Weise wäre die Baufirma oder
der Bauträger für das digitale Ele-
ment nicht mehr verantwortlich.

IZ: Also nichts wie raus aus der Haf-
tungsfalle?
Claussen: Grundsätzlich lautet der
Ansatz: digitale Produkte raus aus
dem Leistungskatalog, raus aus der

Verantwortung, raus aus der Haftung
zu nehmen und das Thema Dritten
überlassen, die darauf eingerichtet und

spezialisiert sind. Andernfalls könnte man
versuchen, etwa Aktualisierungen wirksam
zu regeln und zeitlich zu begrenzen. Ob das
gelingt, wenn man den Kunden dann auf das
Risiko hinweist, dass dieHeizung in zehn Jah-
ren vielleicht nichtmehr funktioniert, ist aber
fraglich.

IZ: Müssen Bauträger und Handwerks-
betriebe auch intern die Weichen richtig
stellen?
Claussen: In der eigenen Organisation gilt es
vor allem bei Planern und Angebotserstellern
ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass Bau-
leistungen mit digitalen Elementen beson-
dere Anforderungen mit sich bringen. Sie
sollten nicht bedenkenlos ins Portfolio aufge-
nommen werden, nur weil der Zeitgeist es
verlangt. Es gilt zu erfassen, welche Teile und
Geräte überhaupt als digitales Element im
Vertrag enthalten ist. Danach wäre zu ent-
scheiden, ob es andere Optionen gibt, siehe
die Insellösung.Wennman sich entscheidet –
oder vomMarkt dazu gezwungenwird –, Bau-
leistungen mit digitalen Elementen anzubie-
ten, dann müssen Produktbeschreibung und
Vertragsschluss den gesetzlichen Vorgaben
entsprechen. Dass man bei der Auswahl von
Nachunternehmern und Lieferanten auf
bekannte und bewährte Unternehmen set-
zen, die nicht einfach vom deutschen Markt
verschwinden, versteht sich von selbst.

IZ: Gelten die Regeln zu digitalen Elementen
auch im B2B-Bereich?
Claussen: Nein. Sie sind reines Verbraucher-
schutzrecht. Unternehmen können ihre Ver-
träge untereinander nach allgemeinen
Regeln gestalten und ihre Leistungspflichten
entsprechend vereinbaren und beschränken.
Ist der Endnutzer jedoch ein Verbraucher,
zum Beispiel ein Wohnungskäufer, dann
sollte die Erfüllung der sich daraus ergeben-
den Pflichten auch in der Lieferkette sicher-
gestellt werden.

IZ:VielenDank für dasGespräch,Herr Claus-
sen.
Die Fragen stellte Monika Hillemacher.

Wie Baufirmen die
Haftungsfalle digitaler
Leistungen vermeiden

Umfassen Leistungen digitale Elemente, greifen spezielle Haftungsbestimmungen. Die
spielten für die Bau- und Immobilienbranche bisher kaum eine Rolle. Durch die

Umsetzung der EU-Warenkaufrichtlinie (WKRL) hat sich das geändert, sagt Lorenz
Claussen. Der Rechtsanwalt aus der Kanzlei GSK nennt die Gründe.

Digitale Produkte aus dem
Leistungskatalog nehmen

Dr. Lorenz Claussen ist Rechtsanwalt
und Notar im Berliner Büro von GSK
Stockmann.

Die auf Immobilien spezialisierte Steuerbera-
tungMensching plus hat sichmit ETL zusam-
mengetan. Mensching soll unter dem Dach
von ETL als eigenständige Einheit agieren,
teilten beide mit. Unter dem Namen ETL
Mensching plus wollen sie in Hamburg ein
Branchencenter Immobilien etablieren. Die
Büros erwarten davon Synergien, insbeson-
dere bei Abschlussprüfungen. ETL will von
einem Kompetenzzuwachs bei der Beratung
von Bestandshaltern, institutionellen Inves-
toren und Projektentwicklern profitieren. Sie
bilden bisher schon den Kern der Tätigkeit
von Mensching. Die Zusammenarbeit
ergänze den „Kreis unserer Partner um einen
starken Player im Bereich Immobilien“, ließ
sich ETL-Vorstandsvorsitzender Christoph
Tönsgerlemann zitieren. ETL bringt für Kun-
den aus der Immobilienbranche Beratungs-
expertise im Bereich ESG und erneuerbare
Energie ein. Die Kooperationmit den Rechts-
anwälten von Jebens Mensching soll beste-
henundüber ESG-Mandateweiter ausgebaut
werden. ETL Prüfung und Beratung gehört
nach eigenen Angaben zu den führenden
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaften. Die Steuerberatung Men-
sching plus mit Sitz in Hamburg wurde im
Jahr 2005 gegründet. Monika Hillemacher

Berater gründen
Branchencenter

V or fast vier Jahrenwurde dasWohnungs-
eigentumsgesetz (WEG) reformiert. Eine

der grundlegenden Änderungen betrifft die
Ansprüche von Wohnungseigentümern.
Nach altem Recht richteten sich darauf bezo-
gene Klagen gegen den Verwalter oder die
anderen Eigentümer. Die neue Norm legt
dagegen fest, dass die Eigentümergemein-
schaft als Ganzes zu verklagen ist.

DiesenGrundsatz hat derBundesgerichts-
hof (BGH)mit Urteil vom19. April 2024 (Az. V
ZR 167/23) erstmals auch auf Streitigkeiten
um die Jahresabrechnung angewandt. Die
steht EigentümerndemUrteil zufolge zu. Ver-
antwortlich für die Aufstellung ist die
Gemeinschaft. Sie muss diesen Anspruch im
Zweifelsfall bei der Verwaltung durchsetzen.
Mit der im Juli veröffentlichten Entscheidung
änderte der fünfte Senat seine frühere Recht-
sprechung. Die datiert aus dem Jahr 2012
(Urteil vom 1. Juni 2012, Az. V ZR 171/11) und
basierte auf der alten WE-Norm.

Diese galt auch noch, als der entschiedene
Fall seinen Ausgang nahm. Der klagende
Wohnungseigentümer zog 2018 vor das
Amtsgericht mit dem Ziel, vom Verwalter die
Vorlage der Jahresabrechnung zu erreichen.
Im Laufe des Verfahrens trat das novellierte
WE-Gesetz in Kraft. In der Berufung wies das
Landgericht den Eigentümer darauf hin. Es
legte ihm deshalb nahe, seine Klage auf die
Eigentümergemeinschaft umzustellen. Die-
sen Parteienwechsel wollte die Gemeinschaft
nicht akzeptieren – die Sache landete in
Karlsruhe.

Das Argument, die Gemeinschaft habe ein
berechtigtes Interesse, dass der Eigentümer
eine neue Klage gegen sie einreichen müsse,
ließ der Senat nicht gelten. Vielmehr war der
Versuch der Eigentümergemeinschaft, den
Parteienwechsel zu blockieren, nach BGH-
Ansicht rechtsmissbräuchlich. Der Wechsel
sei aufgrund der Änderung der Gesetzeslage
erfolgt. Monika Hillemacher

WEG ist die richtige Adresse
Jahresabrechnungen sind ein Zankapfel in
Eigentümergemeinschaften. Mit einem neuen Urteil
hat der Bundesgerichtshof seine Rechtsprechung
zum Thema geändert.

I n Wohnungseigentümergemeinschaften
wirdhäufig gestritten.Meistens geht es um

Beschlüsse der Gemeinschaft, die einzelne
Eigentümer anfechten, weil sie nicht damit
einverstanden sind. Sind sie erfolgreich, wer-
den die Prozesskosten oft der unterlegenen
Gemeinschaft auferlegt. Sie kann diese Aus-
gaben anteilig auch auf den siegreichen
Eigentümer umlegen. Das hat der Bundesge-
richtshof (BGH) jetzt entschieden (Urteil vom
19. Juli 2024, Az. V ZR 139/23) und damit in
einem Grundsatzurteil eine umstrittene
Frage geklärt.

Prozesskosten zählendemBGHzufolge zu
den im Wohnungseigentumsgesetz geregel-
ten Verwaltungskosten (§ 16 Abs. 2 Satz 1
WEG). Daher dürften sie nach dem allgemei-
nen Verteilungsschlüssel auf die Mitglieder
der Eigentümergemeinschaft umgelegt wer-
den. Folglich müsse auch der obsiegende
Eigentümer die Prozesskosten der Gemein-
schaft mitfinanzieren, so das Gericht.

Gemeinschaften stehe es frei, die Ausgaben
anders zu verteilen. Das erfordert einen
Mehrheitsbeschluss.

Im entschiedenen Fall hatten drei Woh-
nungseigentümerinnen aus Rostock einen
Beschluss ihrer Gemeinschaft angefochten
und gewonnen. Diese legte die Kosten des
verlorenen Rechtsstreits über eine Sonder-
umlage auf alle Eigentümer um. Es ging um
jeweils fast 800 Euro. Gegen diese Umlage
wollten sich die Frauen wehren. Sie scheiter-
ten in letzter Instanz vor dem BGH.

Der räumt zwar ein, dass die Kostenfolge
potenzielle Beschlusskläger vom Gang zum
Gericht abhält, speziell in kleinen Gemein-
schaften, in denen sich die Ausgabe auf
wenige Mitglieder verteilt. Eine Gesetzeslü-
cke sieht das höchste deutsche Zivilgericht
dennoch nicht. Es komme auch nicht darauf
an, ob Wohnungseigentümern bewusst sei,
dass sie eine andere Kostenbeteiligung
beschließen können. Monika Hillemacher

Für Prozesse zahlen alle
Wohnungseigentümer, die gegen ihre Gemeinschaft
vor Gericht ziehen und den Rechtsstreit gewinnen,
tragen trotzdem einen Teil der Prozesskosten der
unterlegenen Seite mit.


